
 
 

 Kein Bombenterror  
           gegen Zivilisten im Nahen Osten! 
 

                                                                                                                                         
Nicht einmal zehntausende schwerbewaffnete US + NATO-Soldaten sind in der 
Lage, Terroranschläge im Irak und in Afghanistan zu verhindern und das Land zu 
befrieden.  
Wenn aber die libanesische oder die palästinensische Regierung nicht in der 
Lage sind die Terroraktionen gegen Israel, die von ihrem Territorium ausgehen,  
zu verhindern, dann wird zur Strafe die Infrastruktur dieser Länder zerstört. 
Hunderte von Zivilisten werden getötet oder verstümmelt und eine Massenflucht 
von über einer Million Menschen wird ausgelöst, indem man ihre 
lebensnotwendigen Infrastrukturen zerstört.  
Tragischerweise hat die UNO die libanesische Bitte um Hilfe bei ihrer 
Terrorbekämpfung nicht erfüllt.  
Auch der gewaltfrei erreichte Abzug aller syrischer Truppen aus dem Libanon 
wurde nicht dazu genutzt, friedensfördernde Entwicklungen dort zu unterstützen. 
 

Das Vorgehen der israelischen Regierung muss darum als Staatsterror 
bezeichnet werden.  
 

Kollektivbestrafungen solcher Art dürfen nicht akzeptiert werden ! 
  

Es ist skandalös, dass die deutsche Bundeskanzlerin und US-Präsident Bush 
dabei von einem „Selbstverteidigungsrecht“ reden, statt diese Barbarei sofort zu 
stoppen.  
 

Statt wirkungsloser Appelle müssen Sanktionen gegen Israel erfolgen. 
Zumindest durch die Staaten, die noch für die Einhaltung internationaler 
Rechtsnormen eintreten - ungeachtet der „US-Blockade“ in der UNO. 
 

 

Nur ein sofortiger bedingungsloser Waffenstillstand und die Aufnahme 
von Friedensverhandlungen können noch größeres Unheil verhindern ! 

 
 

 

 J e d e r  K r i e g  i s t  e i n  V e r b r e c h e n  
 und darf kein Mittel  der Polit ik sein !  
 
 
 

Wir fordern unsere Regierung auf,  
 -  sofort alle Waffenlieferungen in dieses Krisengebiet einzustellen. 
 -  sich unverzüglich für die Beendigung aller Kriegshandlungen gegen 
    unbeteiligte Zivilisten einzusetzen. 
 -  mehr Geld für die soziale Stabilisierung dieser Region bereitzustellen, als für  
    militärische Befriedungsversuche. 
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Bündnis für die Zukunft  (Bundesvorstand)    www.buendnis-zukunft.de 
 

Deutsche Friedensgesellschaft  DFG-VK (Gruppe Münster)  www.muenster.org/dfg-vk 
 

ALTERNATIVE DRITTER WEG  A3W  (Kontakt) G ä n s e b e r g  1 1   3 1 0 7 9  E b e r h o l z e n  


